
6) 22. September 1930 (IV 493.29) (RGZ. Bd. 130 S. 23).

Vertrag von Versailles Art.&gt; 297 - Beschlagnahme vor In-

krafttreten. des Vertrags von Versailles - Beschlagnahme
von in Deutschland belegenen Bankguthaben.

i. Sowohl nach deutschem wie nach zwischenstaatlichem Privat-
recht ist für die Beurteilung der Wirksamkeit gerichtlicher oder sonstiger
behördlicher Maßnahmen als der Ort, wo sich die Forderung befindet,
grundsätzlich der Wohnsitz des Schuldners, bei einer juristischen Person
also der Sitz der Hauptniederlassüng anzusehen.
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2. Eine Beschlagnahme eines danach in Deutschland belegenen Bank-

guthabens durch Frankreich hätte daher vor Inkrafttreten des Art. 297
des Versailler Vertrages seine Einklagung in Deutschland nicht gehindert,
da die Beschlagnahme von deutschen Gerichten nicht hätte als wirksam
anerkannt werden können. Sie war völkerrechtswidrig, da, nach der allge-
meinen Auffassung auf dem Kontinent, das Privateigentum im Kriege
unverletzlich und die Unverletzlichkeit im Waffenstillstandsabkommen von

Frankreich noch eigens zugesichert war: II ne sera Pas apporti aucun

dommage ou prjiudice ä la personne ou ü la propriiti des habitants.

3. Deutschland ist gezwungen worden, durch Art. 297 des Vertrags
von Versailles die völkerrechtswidrig erfolgten Liquidationen als rechts-
wirksam anzuerkennen.
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